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Änderungsantrag 
 
der Fraktion von CDU 
 

Arbeitsprogramm 2014 der Europäischen Kommission 
 

Drucksache 18/ 1560(neu) 

Der Landtag wolle beschließen: 

 
Der Landtag erkennt im Arbeitsprogramm der Europäischen Kommission für 2014 
(COM (2013) 739 final) die nachfolgenden Schwerpunkte als besonders relevant für 
Schleswig-Holstein an: 
 
 
Klima, Energie und Umwelt 
 
1. Aufstellung eines Rahmens für die Klima- und Energiepolitik über 2020 hinaus bis 

2030 mit dem Ziel, eine langfristige Perspektive für Investitionen aufzuzeigen, ein 
nachhaltiges, sicheres und wettbewerbsfähiges Energiesystem der EU zu schaf-
fen und sicherzustellen, dass die EU nach 2020 in der Lage ist, die Klima- und 
Energieziele zu erreichen. 
 

2. Ziel ist es sicherzustellen, dass Möglichkeiten zur Diversifizierung der Energiever-
sorgung und Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit, u. a. durch nicht konventi-
onelle Gewinnung von Kohlenwasserstoff, in den Mitgliedstaaten, die dies wün-
schen, sicher und effizient wahrgenommen werden können. Die Rahmenbedin-
gungen sollen sowohl für Marktteilnehmer als auch Bürger Klarheit und Vorher-
sehbarkeit bieten, und im Einklang mit den Erwartungen der Öffentlichkeit ge-
währleisten, dass auch Explorationsvorhaben, der sorgfältigen Berücksichtigung 
von Treibhausgasemissionen und dem Umgang mit Klima- und Umweltrisiken, 
einschließlich Gesundheitsrisiken, Rechnung getragen wird. 
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Wettbewerb einschließlich Landwirtschaft 
 
3. Das Paket wird die Modernisierung der staatlichen Beihilfen in Schlüsselsektoren 

vervollständigen: Prüfung der Anwendung der Leitlinien für staatliche Beihilfen auf 
Flughäfen und Fluggesellschaften, Überarbeitung der Leitlinien für Umwelt-
schutzbeihilfen, der Leitlinien für Forschung, Entwicklung und Innovation, der Ret-
tungs- und Umstrukturierungsbeihilfen sowie Einführung neuer Leitlinien für die 
Land- und Forstwirtschaft. 
 

4. Im Zuge der Überarbeitung der AGFVO als Teil der Modernisierung der staatli-
chen Beihilfen sollen die allgemeinen Kompatibilitätskriterien mit Blick auf eine 
gesteigerte Ausgabenwirksamkeit und eine weitere Verwaltungsvereinfachung 
präzisiert werden. Das Paket wird auch eine neue Gruppenfreistellungsverord-
nung für die Land- und Forstwirtschaft enthalten. 
 
 

Beschäftigung, Soziales und Integration 
 
5. Mit der Initiative soll die Freizügigkeit der Menschen in der EU dadurch erleichtert 

werden, dass die Systeme der sozialen Sicherheit besser abgestimmt werden, 
was die Rechte der Menschen stärken und zu Wachstum und Beschäftigung bei-
tragen wird. Das Paket wird eine Bilanz des bislang Erreichten sowie Vorschläge 
zur Änderung der Verordnungen 883/2004 und 987/2009 über die Koordinierung 
der sozialen Sicherheit und eine Initiative zu den hochmobilen Arbeitnehmern um-
fassen. 
 

 
Energie 
 
6. Mit Blick auf das Ziel, den Energiebinnenmarkt bis 2014 zu vollenden, wird die 

Kommission über die Fortschritte bei der Umsetzung des EU-Besitzstands im 
Energiebereich und die Maßnahmen berichten, die der in der Mitteilung über den 
Energiebinnenmarkt vom November 2012 enthaltene Aktionsplan vorsieht. Ferner 
beabsichtigt die Kommission eine Initiative für den Einzelhandel, die die Position 
der Verbraucher stärken und somit den Wettbewerb und eine stärkere Energie-
Systemarchitektur zugunsten der Energieverbraucher fordern soll. 

 
 
Umwelt 
 
7. Die Arbeiten werden auf den Fortschritten bei der Umsetzung des Fahrplans für 

ein ressourcenschonendes Europa aufbauen und die wichtigsten Grundlagen le-
gen, damit die EU ihr Potenzial zur Steigerung der wirtschaftlichen Produktivität 
nutzen, den Ressourcenverbrauch verringern und sich stärker auf eine Kreislauf-
wirtschaft zu bewegen kann. Dazu gehören die Schlussfolgerungen aus der Ent-
wicklung geeigneter Indikatoren und Ziele sowie die Überarbeitung der wichtigs-
ten Zielwerte in den Abfallvorschriften der EU (entsprechend den Überprüfungs-
klauseln in der Abfallrahmenrichtlinie, der Deponierichtlinie und der Verpackungs-
richtlinie) und Durchführung einer Ex-post-Bewertung der Abfallstromrichtlinien 
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sowie Evaluierung der einzelnen Optionen zur Verstärkung der Kohärenz zwi-
schen diesen Richtlinien. 

 
 
Lohngefälle zwischen den Geschlechtern 

 
8. Diese Initiative wird den Grundsatz der gleichen Entlohnung für Frauen und Män-

ner stärken und seine wirksame Umsetzung vereinfachen; zudem wird den Mit-
gliedstaaten bei der Suche nach der richtigen Vorgehensweise zur Verringerung 
des fortbestehenden Lohngefälles zwischen den Geschlechtern geholfen. 

 
 
Maßnahmen im Außenbereich und maritime Angelegenheiten 
 
9. In einer gemeinsamen Mitteilung mit der Hohen Vertreterin soll ein kohärenter 

Strategierahmen sowohl für die interne als auch für die externe Sicherheit des 
Seeverkehrs entworfen werden, der sich mit Blick auf eine bessere Bewältigung 
der großen maritimen Sicherheitsprobleme auf Zusammenarbeit, Komplementari-
tät und gemeinsame Ressourcennutzung ziviler und militärischer Einrichtungen 
stützen wird. 
 

 
Justiz und Unternehmen 
 
10. Mit dieser Initiative soll der Waren- und Dienstleistungsmarkt für Personen mit 

Behinderungen und ältere Menschen auf der Grundlage des Konzepts des barrie-
refreien Zugangs verbessert werden. Diese unternehmensfreundliche Initiative 
wird verbindliche Maßnahmen zur Förderung der Auftragsvergabe und zur Har-
monisierung von Zugänglichkeitsnormen umfassen und ist derzeit Gegenstand 
einer Konsultation von Industrie und Interessenträgern. 
 

 
Forschung und Innovation, Währungspolitik 
 
11. Ausgehend von der Innovationsunion wird in der Mitteilung bewertet, inwieweit 

die Innovationswirtschaft die Wettbewerbsfähigkeit verbessert; gleichzeitig wird 
eine Informationsgrundlage für die Ermittlung prioritärer Investitionen zur Beglei-
tung der nötigen Strukturreformen für die Haushaltskonsolidierung und der Er-
schließung des Wachstumspotenzials geschaffen. 

 
Auf diese Themen werden der Schleswig-Holsteinische Landtag und seine Gremien 
ein besonderes Augenmerk legen. Die Landesregierung wird gebeten, auf EU-Ebene 
inhaltlich Einfluss zu nehmen, die Interessen des Landes deutlich zu machen und 
über ihre Aktivitäten regelmäßig zu berichten. 
 
 
 
Peter Lehnert 
und Fraktion 


